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gerlich in den Buchungssyste-
men der Bahn berücksichtigt
wird.

Dies soll erst ab 15. April ge-
schehen: „Bis zu diesem Zeit-
punkt buchen die Reisenden
wie in einer Lotterie Sparprei-
se und Reservierungen, die
möglicherweise ganz anders
gefahren werden oder sogar
ausfallen. Auf die Deutsche
Bahn kommt eine Welle von
Entschädigungsansprüchen
zu“, prognostiziert Gerd
Aschoff, Ehrenvorsitzender
des Pro-Bahn-Regionalverban-
des Südniedersachsen.

Ganz im Dunkeln tappen
laut Aschoff Pendler und Kun-
den des Nahverkehrs. Zu die-
sen Fahrgästen gebe es bislang
keine Angaben. „Völlig unzu-
mutbar“, sagt Pro-Bahn-Regio-
nalvorsitzender Michael Rein-
both. Weitere Informationen
zu den Änderungen gibt es im
Internet. (bsc)

http://bauarbeiten.bahn.de

wird, nur „scheibchenweise“
bekannt werden. Die neuen
Informationen wurden über

das Internet-
portal der
Bahn bekannt
gemacht.

Außerdem
ärgerlich: Die
Bahn streicht
während der
Bauarbeiten
offenbar weit-
gehend die IC-
Verbindung
von Frankfurt
nach Ham-
burg über Kas-
sel und Göttin-
gen, heißt es
in der Mittei-
lung von Pro
Bahn.

Kritik übt
Pro Bahn zu-
dem daran,
dass der Bau-
stellenfahr-
plan nur zö-

Streckensperrung der Schnell-
fahrstrecke, die durch kurz-
fristige Sanierung notwendig

Der Fahrgastverband kriti-
siert, dass die Informationen
über die Auswirkungen der

GÖTTINGEN / KASSEL. Kun-
den aus Südniedersachsen
und Nordhessen, die während
der Streckensperrung mit
dem ICE nach Berlin fahren
wollen, müssen erhebliche
Umwege in Kauf nehmen. Die
Bahn will jeden zweiten
Schnellzug in die Hauptstadt
vom 23. April bis 8. Mai über
Erfurt umleiten.

Folge: Die Stopps der ICE-Li-
nie Stuttgart-Berlin in Kassel-
Wilhelmshöhe, Göttingen,
Hildesheim und Braun-
schweig entfallen, berichtet
der Fahrgastverband Pro
Bahn. Kunden, die mit dieser
Verbindung nach Berlin wol-
len, müssen bis Hannover fah-
ren, um dort in einen direkten
Zug in die Bundeshauptstadt
steigen zu können. ICE nach
Basel und in die übrige
Schweiz fahren vermutlich
auf der Altbaustrecke. Sie
kommen 60 Minuten später in
Berlin an, beziehungsweise
starten dort 60 Minuten eher.

Jeder zweite direkte ICE fällt aus
Fahrgastverband Pro Bahn kritisiert mangelnde Informationen über Auswirkungen der geplanten Sperrung

Ein ICE am Bahnhof Göttingen: Während der Sperrung der Schnellfahrstrecke zwi-
schen Kassel und Hannover vom 23. April bis 8. Mai gibt es weniger Direktverbin-
dungen nach Berlin. Archvfoto: p

KASSEL. Er versteht sich als
„das Gesicht der Deutschen
Bahn vor Ort“. Jan Niklas Wulf
ist der Leiter des Bahnhofma-
nagements in Kassel. Seine
Verantwortung erstreckt sich
auf hundert Bahnstationen
zwischen Göttingen und Ha-
nau mit den größten Bahnhö-
fen in Kassel und Fulda. Er ist
Chef von 80 Mitarbeitern der
3-S-Zentrale. Das stehe für „Si-
cherheit, Sauberkeit und Ser-
vice“, erklärt er. Rund um die
Uhr könne unter der überall
im Bahnhof angegebenen Te-
lefonnummer 786-1055 Kon-
takt aufgenommen werden.

Zudem sei es sein Job, in
ständiger Verbindung mit lo-
kalen Institutionen und Ver-
bänden zu stehen, etwa mit
dem städtischen Behinderten-
beirat.

Der 36-Jährige aus dem Hol-
steiner Land ist seit 2009 für
das Unternehmen Deutsche
Bahn tätig. Als Quereinsteiger,
nämlich als Zimmermann und
Architekt, hatte er in der Bau-
abteilung der Bahn angefan-
gen. In Nordrhein-Westfalen
galt er als DB-Bauherrenver-
treter und war verantwortlich
für die Bauprojekte. „Ich fand
die Fülle an Themen und die
Abwechslung schon damals
faszinierend“, sagt Wulf. An
seiner Begeisterung für seinen
Job bei der Bahn habe sich bis
heute nichts geändert.

Jan Niklas Wulf lebt als Sin-
gle in Kassel und frönt hier sei-
nen Hobbys, unter anderem
der Kultur, insbesondere dem
Kino und dem Motorradfah-
ren. (chr)

Jan Niklas Wulf
ist Manager
bei der Bahn

Jan Niklas Wulf Foto: Hein

So kann Integration nicht funk-
tionieren.

HEUSSNER: Eine nachholende
Schulpflicht – und es müsste
sich um eine echte Pflicht han-
deln, nicht etwa nur ein Ange-
bot – würde auch ein starkes
Signal in die Herkunftsländer
aussenden: Ihr könnt hier kein
schnelles Geld verdienen, son-
dern müsst fünf bis sieben Jah-
re mit sehr wenig auskommen.

Ist das nicht rechtlich proble-
matisch, einer einzelnen Bevöl-
kerungsgruppe eine solche Son-
derschulpflicht vorzuschreiben?

HEUSSNER: Das könnte in der
Tat sein. Flüchtlinge dürfen
nach der Genfer Konvention
nicht schlechter gestellt wer-
den als andere Ausländer. Mög-
licherweise müsste man die Re-
gel dann für alle Nicht-EU-Aus-
länder einführen.

Könnte Ihr Vorschlag eine re-
flexhafte Neiddebatte auslö-
sen? Nach dem Motto: Küm-
mert euch erst mal um unsere
Schulabbrecher.

ckelt werden, um die vorhan-
denen Kompetenzen der Per-
son festzustellen und entspre-
chend nachzuschulen. Wir ge-
hen davon aus, dass ein er-
wachsener Flüchtling mindes-
tens vier Jahre braucht, um das
Niveau eines mittleren Bil-
dungsabschlusses zu erreichen:
ein Jahr Deutschkurs und drei
Jahre allgemeinbildende Schu-
le. Obendrauf kommen dann
drei Jahre Ausbildung.

Wie soll das finanziert wer-
den?

HEUSSNER: Die Kosten pro Ein-
wanderer schätzen wir grob
auf 65 000 Euro für vier Jahre,
inklusive der Unterstützung
für den Lebensunterhalt. Das
ist ein „Schnäppchen“, wenn
dafür am Ende der Facharbeiter
herauskommt. Natürlich reden
wir von Milliarden, die in so ein
Programm investiert werden
müssten. Um das zu finanzie-
ren, könnten die Steuern für
Gutverdiener erhöht werden.

Die Frage ist, wie hoch die Be-
reitschaft der Flüchtlinge ist,
noch mal die Schulbank zu drü-
cken. Viele wollen lieber schnell
Geld verdienen - auch um die Fa-
milie in der Heimat zu unterstüt-
zen.

KRUSE: Das gilt es eben zu ver-
hindern. Denn wenn Flüchtlin-
ge sofort in einfache Jobs drän-
gen, treten sie in Konkurrenz
zu unseren einheimischen Ge-
ringqualifizierten. Dann ent-
stünde ein Verdrängungswett-
bewerb im Niedriglohnsektor.

V O N K A T J A R U D O L P H

KASSEL. Die überparteiliche
Kasseler Arbeitsgruppe Wohl-
stand und Einwanderung
(AG WE) fordert eine nachho-
lende Schulpflicht für erwach-
sene Flüchtlinge. Wir sprachen
mit den beiden Professoren
Hermann Heußner (Öffentli-
ches Recht) und Norbert Kruse
(Deutschdidaktik) über die Bil-
dung von Flüchtlingen.

Wieso sollten Flüchtlinge
zum Schulbesuch verpflichtet
werden?

HERMANN HEUSSNER: Bildung
ist der Schlüssel zur Integrati-
on. Nur wer gut ausgebildet ist,
findet einen guten Arbeits-
platz. Das heißt, jeder Flücht-
ling sollte mindestens einen
Haupt- oder Realschulab-
schluss erreichen und eine Aus-
bildung machen. Ziel muss
eine Qualifizierung auf deut-
schem Facharbeiter-Niveau
sein. Dann können die Flücht-
linge auch den demografischen
Wandel und den Fachkräfte-
mangel abfedern.

Davon sind viele Flüchtlinge
weit entfernt.

HEUSSNER: Man muss davon
ausgehen, dass die meisten
Menschen mehrere Jahre Rück-
stand gegenüber einer deut-
schen mittleren Bildung ha-
ben. Selbst wer in Syrien neun
Jahre zur Schule gegangen ist,
hat wahrscheinlich nur den
Stand eines deutschen Sechst-
klässlers oder liegt noch darun-
ter.

NORBERT KRUSE: Allerdings
sind viele, die kommen, noch
jung. 73 Prozent der Flüchtlin-
ge in Hessen sind unter 30 Jah-
re alt. Da lohnt es sich nicht
nur individuell, sondern auch
aus volkswirtschaftlicher Per-
spektive noch, den Bildungs-
rückstand aufzuholen.

Wie könnte eine nachholen-
de Schulpflicht konkret ausse-
hen?

KRUSE: In Hessen endet die
allgemeine Schulpflicht ja
nach neun beziehungsweise
zehn Jahren Schulbesuch mit
16 Jahren. Für Flüchtlinge
müsste man die Schulpflicht
vom Lebensalter entkoppeln.
Stattdessen sollte sie sich nach
dem individuellen Bildungs-
stand des jeweiligen Flücht-
lings richten.

HEUSSNER: Das bedeutet, es
müssen Instrumente entwi-

Ein Abschluss für alle Flüchtlinge
Interview: Kasseler Arbeitsgruppe fordert nachholende Schulpflicht für erwachsene Asylbewerber

KRUSE: Das eine hat mit dem
anderen nichts zu tun. Bil-
dungsbiografien von Kindern,
die hier in der Schule nicht zu-
rechtkommen, sehen ganz an-
ders aus als die von Flüchtlin-
gen. Es gibt in Deutschland ei-
nen engen Zusammenhang
zwischen sozialer Herkunft
und Bildungserfolg. Aber das
ist eine andere Diskussion – die
wir parallel natürlich nicht ver-
nachlässigen dürfen.

Sie sind eine lokale Arbeits-
gruppe. Eine nachholende
Schulpflicht würde aber auf
Bundes- und Länderebene ent-
schieden ...

HEUSSNER: Von den Kommu-
nen kann aber die Forderung
danach ausgehen. Wenn die In-
tegration nicht gelingt, wird
man es in den Städten und Ge-
meinden spüren, in denen die
Flüchtlinge leben. Deshalb
braucht es Geld für ein Bil-
dungsprogramm – und das
muss von Bund und Ländern
kommen.

Büffeln für den Hauptschulabschluss: Um erwachsenen Flücht-
lingen einen Abschluss zu ermöglichen, hat die Caritas den
spendenfinanzierten Kurs „Meine Chance“ initiiert. Im Bild von
links Tajba Fazil aus Afghanistan, Naciima Aadam Ahmed (So-
malia), Kursleiterin Elena Sergeeva, Abdikadir Mohamed Ibra-
him (Somalia), Yahiya Yasin Kadi (Äthiopien). Foto: Fischer

Überparteiliche Arbeitsgruppe
Die Arbeitsgruppe Wohlstand
und Einwanderung in Europa
(AG WE) wurde 2014 im Vor-
feld der Wahlen zum Europäi-
schen Parlament in Kassel ge-
gründet. Aus Sicht der Initiato-
ren wurden die Themen Asyl-
politik und Migration unter
negativen Vorzeichen disku-

tiert, statt die Chancen von Zu-
wanderung für Deutschland
und Europa zu thematisieren.
Die überparteiliche Initiative,
die fünf Mitglieder hat, will zum
Thema Migration und Asylpoli-
tik informieren und Strategien,
wissenschaftliche Erkenntnisse
bündeln und Strategien für eine

neue Einwanderungspolitik ent-
wickeln. Die jüngste Diskussi-
onsveranstaltung der AG WE
zum Thema „Integration durch
Bildung“ wurde im Offenen Ka-
nal gesendet und kann unter
mediathek-hessen.de abgeru-
fen werden. Mehr Infos zur AG
unter http://ankommen-in.de

H I N T E R G R U N D

Zu den Personen
HERMANN HEUSSNER (55) ist Profes-

sor für Öffentli-
ches Recht und
Recht der Sozia-
len Arbeit an
der Hochschule
Osnabrück. Der
Jurist hat in Göt-
tingen und den
USA studiert. Er
lebt mit seiner

Frau und drei Kindern in Kassel.

NORBERT KRUSE
(61) ist Profes-
sor für Deutsch-
didaktik mit
dem Schwer-
punkt Grund-
schule an der
Uni Kassel. Zwi-
schen Lehr-
amtsstudium
und der Promotion in Erzie-
hungswissenschaften hat er als
Grundschullehrer in Hamburg
gearbeitet. Kruse ist verheiratet
und hat drei Kinder. Die Familie
lebt in Kassel. (rud) Fotos: Rudolph

Hermann
Heußner

Norbert
Kruse

KASSEL. Die Zahntechniker-
Innung hat folgende Gesellen
freigesprochen: Lisa Marie Be-
cker, Schauenburg (Ausbil-
dungsbetrieb: Helmut Bauer,
Bad Emstal); Kolja Bukowksi,
Kassel (Hartl Dentale Techno-
logien, Kassel); Jennie Collins,
Kassel (Peter Hansen, Kassel);
Katrin Dippel, Vellmar (Den-
tallaboratorium Werth &
Priester, Kassel); Nadine Eck-
hardt, Kassel (Rappe Zahn-
technik, Niestetal);

Ann Kathrin Hartung, Kas-
sel (Hartl Dentale Technolo-
gien, Kassel); Johann Jahraus,
Kassel (Kim-David Huck, Kas-
sel); Sophia Lesemann, Kassel
(Peter Hansen, Kassel); Edona
Morina, Fuldatal (Dr. Bodo
Vogl, Dr. Benjamin Vogl und
Dr. Stefanie Walter, Vellmar);
Konstantin Mulman, Baunatal
(Dentallaboratorium Werth &
Priester, Kassel); Fabian Ober-
hofer, Kassel (Carsten Ru-
dolph, Kassel);

Sebastian Pecht, Kassel
(Schulz Dentaltechnik, Kas-
sel); Sebastian Pollack, Kassel
(Hartl Dentale Technologien,
Kassel); Alexander Wieder-
hold, Kassel (Bernhard Sattler,
Kassel); Katharina Wolf, Kassel
(Marquardt Dental-Labor, Kas-
sel) und Irina Dorn, Kassel
(Hartl Dentale Technologien,
Kassel). (ria)

Innung:
Zahntechniker
freigesprochen


